
Die Grünen-Nationalrätin und transfair-Gewerk-

schafterin Greta Gysin fordert Kostenwahrheit, 

setzt auf die smarte Vernetzung des Strassen- 

und Schienenverkehrs mit autonomen Fahrzeu-

gen und ist überzeugt, dass für weite Strecken 

weiterhin die Schiene das klimafreundlichste 

Verkehrsmittel bleiben wird. Sie wird im Parla-

ment wohl noch heftige Debatten erleben, wenn 

es darum geht, wie und welche externen Kosten 

 internalisiert werden sollen, damit Kostenwahr-

heit entsteht, oder ob und wie Kosten sozial 

 abgefedert werden.

Wie sie in ihrer Gemeinde Aarburg bei den 

Spitexleistungen ohne im gesundheitspoliti-

schen Reformgetümmel in Bundesbern auch 

nur einen einzigen Paragraphen zu ändern und 

ohne Qualitätsverluste Geld spart, schildert 

SVP-Nationalrätin Martina Bircher. Bundesrat 

Berset und seine Spezialisten sollten sich mehr 

erfolgreiche Praxisbeispiele wie dieses an-

schauen.

FDP-Nationalrätin Daniela Schneeberger 

hat Verständnis für die Negativzinsstrategie  

der Schweizerischen Nationalbank und sieht  

ein wirtschaftspolitisches Wachstumsprogramm. 

Von einem gemeinsamen Effort ist man im 

 Bundeshaus weit entfernt. Bequemer sind die 

Sonderwünsche, was mit den SNB-Buchgewin-

nen gemacht werden könnte und wer von den 

Negativzinsen ausgenommen werden sollte.

GLP-Nationalrat und Informatiker Jörg  Mäder 

fordert von den staatlichen Verwaltungen dyna-

misch entwickelte IT-Projekte, weil der grosse 

Wurf in der sich rasch entwickelnden Digitalisie-

rung schlicht nicht möglich ist. Die Politik sollte 

stabile Rahmenbedingungen schaffen und die 

Verwaltung muss in der sich rascher ändernden 

Welt agiler werden.

Comparis wünscht Ihnen viel Lesevergnügen 

und dem Parlament weise Beschlüsse, denn  

wir brauchen nicht mehr, sondern intelligentere 

 Regulierung.

Greta Gysin. Der Verkehr ist die grösste Quelle 

von klimaschädlichen Treibhausgasen in der 

Schweiz und aktuell zeichnet sich keine Besse-

rung ab. Gut ein Drittel der CO2-Emissionen fällt 

in diesen Bereich – Flüge ins Ausland nicht mit-

eingerechnet. Die Mobilität muss in der Schweiz 

deutlich klimaschonender werden – digitale Inno-

vationen können dabei eine wichtige Rolle spie-

len. Die Rede ist z. B. von selbstfahrenden Autos 

und Zügen, intelligenter Fahrzeug-Vernetzung 

und datenbasiertem Verkehrsmanagement. Dank 

attraktiver Carsharing- und Carpooling-Angebote 

mit autonomen, untereinander vernetzten Fahr-

zeugen, könnte die flexible Fortbewegung im 

Strassenverkehr dereinst nicht länger vom Besitz 

eines Privatautos abhängen. Die Anzahl der 

Fahrzeuge  – und damit auch der Ressourcen- 

und Platzbedarf der Mobilität – könnte dadurch 

deutlich reduziert werden. Heute stehen unsere 

Autos zu 95 Prozent der Zeit ungenutzt auf dem 

Parkplatz, und die mittlere Fahrzeugbelegung im 

Pendlerverkehr beträgt nur 1,1 Personen.

Zauberwort Kostenwahrheit

Schlecht implementierte, digitale Mobilitäts-

konzepte können aber Fehlanreize bieten. Dies 

gilt vor allem dann, wenn es der Politik nicht 

 gelingen sollte, die richtigen Rahmenbedingun-

gen zu setzen. Stichwort: Kostenwahrheit im Ver-

kehr. Der motorisierte Individualverkehr ist eine 

sehr flexible, aber eben auch unglaublich ineffi-

ziente Art der Fortbewegung. Selbst bei einer 

vollständigen Elektrifizierung der Fahrzeuge blei-

ben viele Probleme, unter anderem der enorme 

Ressourcenverbrauch in der Produktion, weiter-

hin ungelöst. Im Sinne einer wirksamen Klima-

politik ist die Abbildung der externen Kosten im 

Preis des Strassenverkehrs unumgänglich.

Und die Bahn?

Von der Einführung von Kostenwahrheit für alle 

Verkehrsträger würde auch die Bahn profitieren. 

Durch die Etablierung autonomer Fahrzeuge  

im Strassenverkehr und die Vermischung von 

privatem und öffentlichem Verkehr wird nämlich 

auch die Schiene unter Druck geraten. Im Güter-

verkehr präsentiert sich die Lage möglicherweise 

weniger kritisch als im Personen verkehr. Wäh-

rend die Pendlerinnen künftig auch im autono-

men Fahrzeug ihre Zeitung lesen oder arbeiten 

können, und somit ein wichtiger Vorteil der Bahn 

entfällt, werden im Strassengüterverkehr haupt-

sächlich Personalkosten eingespart – ein Effekt, 

von dem die Bahn womöglich ebenfalls profitie-

ren könnte. Im Schatten der Strasse finden eben 

auch auf der Schiene ambitionierte Automatisie-

rungsbestrebungen statt. In Bezug auf Ressour-

cen-, Flächen- und Energieeffizienz und Klima-

auswirkungen wird die Bahn besonders auf 

längeren Strecken sowieso die un angefochtene 

Nummer 1 bleiben. Das macht sie für eine ökolo-

gische Verkehrspolitik weiterhin unverzichtbar.

Fazit

Die smarte Vernetzung der Verkehrsflüsse und 

das automatisierte Fahren können im Strassen-

Nahverkehr einen grossen ökologischen Nutzen 

bringen. Für weite Strecken wird weiterhin die 

Schiene das klimafreundlichste Verkehrsmittel 

bleiben. Damit die ökologische Verkehrswende 

gelingt, muss die Schweizer Politik der Abwäl-

zung der aus dem Strassenverkehr resultieren-

den Klima- und Umweltschäden auf die Allge-

meinheit ein Ende setzen.

Felix Schneuwly, Head of Public Affairs

Die ökodigitale Verkehrswende

KONSUMENTENSTIMME
Fakten, Zahlen und Hintergründe

Editorial Mobilität 
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«Digitale Mobilitätskonzepte können im 
Strassen-Nahverkehr einen ökologischen 
Nutzen bringen.» Greta Gysin,  

Nationalrätin

Autonomes Fahren auf Schiene und Strasse, Carsharing, smart vernetzte Fahrzeuge: Die Digi-
talisierung wird die Mobilität grundlegend verändern. Die Politik muss sich die Frage stellen, 
wie sie dieses Potenzial für den Umwelt- und Klimaschutz nutzbar machen kann.
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Martina Bircher. Die Spitex-Kosten werden auf 

drei Schultern verteilt. Die Kosten für Pflege-

bedürftige und Krankenkassen sind gesetzlich 

fixiert, die restlichen Kosten – die sogenannten 

Restkosten  – muss die jeweilige Wohnsitzge-

meinde übernehmen. Die Gemeinden müssen 

heute ihre Hausaufgaben machen, damit sie in 

einigen Jahren nicht von den Kosten überrollt 

werden.

Die öffentlichen Spitex-Organisationen sind 

historisch bedingt oftmals aus Frauenvereinen 

entstanden. Mit der Professionalisierung und 

den immer höheren gesetzlichen Anforderungen 

geraten diese Organisationen an ihre Grenzen. 

Die meisten Leistungsverträge zwischen Gemein-

den und «ihrer» Spitex beruhen auf einer soge-

nannten Defizitgarantie. Sprich, egal wie hoch 

die Restkosten ausfallen, sie werden von der 

Gemeinde übernommen. Eine Defizitga rantie ist 

betriebswirtschaftlich absurd. Viele Gemeinden 

und kleine Spitex-Organisationen haben das 

Problem zwar erkannt, doch von Lösen kann 

keine Rede sein: Man will die Strukturen mit 

 allen Mitteln verteidigen und es besteht die Ge-

fahr des Stillstands. In dieser Branche braucht 

es endlich Leistungsverträge, die ausgeschrie-

ben werden und einen Tarif pro Stunde enthal-

ten. Nur so kann ein echter Markt ent stehen und 

alle Anbieter, öffentliche wie auch private Orga-

nisationen, haben die Möglichkeit, ihr Angebot 

abzugeben.

Die Gemeinde Aarburg im Kanton Aargau 

hat 2017 eine Ausschreibung gemacht und das 

Resultat war beachtlich. Die offerierten Tarife 

waren bis zu 50 Prozent tiefer als die bis dahin 

geleistete Defizitgarantie.

Die Gemeinde Aarburg schloss per 1.1.2018 

mit der Spitex Lindenpark in Oftringen eine Leis-

tungsvereinbarung ab. Die ambulanten Pflege-

kosten für die Gemeinde Aarburg konnten so 

halbiert und damit 250’000 Franken pro Jahr ein-

gespart werden.

Finanzielle Einsparungen wurden übertroffen

Die Spitex Lindenpark gehört zur Stiftung Linden-

hof und ist eine renommierte Pflegeeinrichtung 

für innovative und qualitativ hochstehende 

 Pflege. Eine Umfrage bei den betreuten Einwoh-

nern zeigte eine äusserst hohe Zufriedenheit. 

Die Qualität konnte gegenüber früher gesteigert 

werden, so bietet die Spitex Lindenpark einen 

Abend- und Nachtdienst sowie einen Mahlzei-

tendienst an. Ebenfalls spezifische Pflege wie 

Palliativ- oder Onko-Spitex kann nun aus einer 

Hand angeboten werden. Die finanziellen Ein-

sparungen wurden sogar noch leicht übertroffen.

Chance auf Effizienz und Innovation

Die Neuvergabe des Leistungsauftrags schlug 

zwar hohe Wellen, trotzdem bewegt sich in der 

Gemeinde- und Spitex-Landschaft noch kaum 

etwas. Denn auf der einen Seite sind die Pflege-

bedürftigen, sie haben viele Vorbehalte. Sie sind 

unsicher, haben Bedenken, dass eine andere 

Spitex nicht adäquat ist, und es kursieren viele 

Vorurteile gegenüber «privaten» Spitex-Anbie-

tern. Auf der anderen Seite sind die «öffentli-

chen» Spitex-Organisationen, die «ihre» Leis-

tungsvereinbarung als sakrosankt ansehen. 

Würden sie den Auftrag verlieren, müssten sie 

oftmals ihren Betrieb einstellen. Der «eigenen» 

Spitex den Leistungsauftrag zu kündigen scheint 

unsoli darisch zu sein. Heute dulden wir dem-

nach ein System, das Stillstand bewahren will. 

Damit vergeben wir uns gleichzeitig die Chance 

auf Effizienz und Innovation. Wir stehen in der 

Verantwortung, dass sich die ambulante Pflege 

weiterentwickelt und dass sie auch in Zukunft 

noch zahlbar ist. Daher brauchen wir endlich 

 einen echten Markt und Gemeinden, die Mut 

 haben und ihre Verantwortung wahrnehmen.

Gesundheitswesen
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«Wir dulden ein System, das Stillstand 
bewahrt und vergeben uns so die  
Chance auf Effizienz und Innovation.»

Martina Bircher, Nationalrätin,  
Gemeinderätin Aarburg

«Ambulant vor stationär» heisst die Strategie im Gesundheitswesen. Personen sollen demnach so lange wie möglich zu Hause gepflegt werden. 
Weiter wächst die ältere Bevölkerung in Zukunft sehr stark an. Die sogenannte Spitex gewinnt zunehmend an Bedeutung.

Bessere Qualität zum halben Preis 
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Negativzinsen sind kein Allheilmittel. Sie schaden der Rendite und schaffen Systemrisiken. Ohne Negativzinsen kommt es zu einer Überbewer-
tung des Schweizer Frankens. Die richtige Antwort ist volkswirtschaftliches Wachstum, nur so kann das Problem gelöst werden.

Jede Medaille hat eine Kehrseite
Zinspolitik

Daniela Schneeberger. 2014 führte die Schwei-

zerische Nationalbank  (SNB) Negativzinsen auf 

ihr Guthaben ein. Dies nachdem mehrere andere 

Staaten bereits Negativzinsen eingeführt hatten. 

Seither hat sich das Negativzinsumfeld weiter 

ausgeweitet. Der Grund für die Einführung war 

die Sorge vor einer Rezession, bedingt durch 

 einen zu starken Franken und die damit ver-

bundenen Schäden für die produzierende Wirt-

schaft. Zinsen haben eine starke Wirkung auf das 

System – positive, wie negative. Bei Negativzin-

sen reduzieren sich die Renditen der Vorsorge-

einrichtungen und Sozialversicherungen. Banken 

können keinen Zins mehr auszahlen oder führen 

Negativzinsen ein. Das Ziel ist  immer das  gleiche: 

Investitionen und Konsum sollen angekurbelt 

werden. Ein Effekt davon ist zum Beispiel, dass 

Hypotheken und Kredite zu günstigen Konditio-

nen bezogen werden können. Grundsätzlich ist 

es aber so, dass die Zinspolitik damit auch die 

Risiken in der Volkswirtschaft beeinflusst: Vor-

sorgeeinrichtungen kompensieren den Ertrags-

rückgang durch riskantere Anlagestrategien mit 

höheren Renditen. Im Immobilienmarkt kann es 

aufgrund der günstigen Hypotheken zu einer 

Überhitzung kommen. Firmen, die zu leichtfertig 

Kredite aufnehmen, können in einer gefährlichen 

Überschuldungs falle landen.

Das Ziel der SNB ist immer dasselbe: Preis-

stabilität gewährleisten und dabei der konjunk-

turellen Entwicklung Rechnung tragen. Wächst 

die Wirtschaft, dann kompensiert dies die nega-

tiven Zinseffekte. Mit den Negativzinsen macht 

die SNB nach Aufhebung des Euromindestkur-

ses An lagen in Schweizer Franken weiterhin 

 unattraktiv und schwächt so den Aufwertungs-

druck. Ein zu  starker Franken wäre schädlich für 

die Kon junkturentwicklung, gefährdet Arbeits-

plätze sowie unsere gesamte Exportwirtschaft 

und hat Einfluss auf die Teuerung. Im internatio-

nal an haltenden Tiefzinsumfeld wäre ein Zinsan-

stieg der Schweiz ein Gegentrend, welche diese 

Aufwertung wahrscheinlich machen würde.

Vor diesem Hintergrund ist klar, was die 

Schweiz braucht: ein Wachstumsprogramm. Eine 

Reformagenda, die diesen Namen verdient. Wir 

müssen uns an die Arbeit machen, die wirtschaft-

liche Leistung anzukurbeln und die Wertschöp-

fung zu steigern. Doch leider gibt es auch viele 

Forderungen, die in die falsche Richtung weisen: 

Weitergehende Ausnahmen für die Sozialver-

sicherungen beispielsweise würden grosse Ver-

mögenswerte vom Negativzins ausnehmen und 

so deren Wirkung schmälern. Die Zuteilung von 

Geldern der SNB (Gewinn oder Eigenkapital) an 

die AHV würde Begehrlichkeiten in allen politi-

schen Bereichen wecken, bei welchen es schwie-

rig ist, strukturelle Reformen anzugehen.

Die SNB ist politisch unabhängig. Sie muss 

die Geld- und Währungspolitik der Schweiz ge-

mäss ihrer Expertise gestalten können. Die Poli-

tik kann also keinen Einfluss auf die SNB aus-

üben. Sie hat aber andere Mittel, um die negativen 

Folgen der Zinspolitik abzufedern.

Es braucht eine wirtschaftliche Vorwärts-

strategie, welche es unseren Unternehmen er-

möglicht, unter Druck noch effizienter und inno-

vativer zu werden. Es braucht Reformen und den 

Willen zu Wachstum. Nur so werden Arbeits-

plätze in der Schweiz geschaffen, die Preise 

 gesenkt und Investitionen als Alternative zum 

Bankkonto attraktiv. Nur so können wir die ne-

gativen Effekte der Zinspolitik kompensieren 

und gleichzeitig die Währung stabil halten. Wir 

 können uns unter diesen schwierigen wirtschaft-

lichen Voraussetzungen keine international un-

üblichen Steuern (wie beispielsweise die Stem-

pelabgabe), horrende Bürokratiekosten (wie die 

Mehrwertsteuer) oder überbordende Regulie-

rungsprojekte leisten. Stattdessen müssen wir 

die bestmöglichen Bedingungen schaffen, damit 

die Schweiz die Chancen der Digitalisierung 

 nutzen kann und damit sie über exzellente Ab-

satzmöglichkeiten im Ausland verfügt. Das sind 

die Bedingungen, die das Unternehmertum er-

möglichen und Innovation vorantreiben können. 

Gleichzeitig müssen die Schranken richtig ge-

setzt werden, damit eine übermässige Verschul-

dung verhindert werden kann.
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«Eine wirtschaftliche Vorwärtsstrategie  
muss die negativen Folgen der Zinspolitik 
ausbügeln.»

Daniela Schneeberger, 
Nationalrätin

00_D_Konsumentenstimme_Februar_2020 [P]_183712.indd   3 18.02.20   16:40



Jörg Mäder. Die Digitalisierung ist eine grosse 

Chance, die weit über ein «A4-Blätter-durch-

PDFs-ersetzen» hinausgeht. Nehmen wir als 

Beispiel Google  Maps, das mehr ist, als eine 

Landkarte auf einem Bildschirm. Google  Maps 

verbindet diese Karte mit anderen Diensten: 

Standortbestimmung, Hotelsuche, Fahrplan, 

Wetterbericht und mehr.

Aber speziell in der Verwaltung versteht man 

unter Digitalisieren oft ein einfaches Ersetzen 

von A4-Blättern in Bundesordnern durch PDFs 

in Dateiordnern. Dabei sind gerade PDFs (oder 

auch Word-Dateien) das falsche Mittel. Ihr 

Zweck ist es, Text und Bilder so darzustellen, 

dass sie ausgedruckt ordentlich aussehen. Aber 

mit der Digitalisierung wollen wir doch weg vom 

Papier! Nehmen wir als Gegenstück das Inter-

net. Dort sind die Inhalte für den Bildschirm 

 optimiert und alles ist miteinander verlinkt. Eine 

gute Verwaltungssoftware sollte das genau gleich 

machen. Steht irgendwo ein Geldbetrag, sollte 

daneben ein Link sein, der aufzeigt, wie und 

 warum diese Zahl berechnet wurde. Wird ein 

Name angezeigt, sollte man direkt von dort aus 

alle zugehörigen Mails anzeigen können oder 

überprüfen, in welcher Gemeinde die Person 

 angemeldet ist. Das spart Zeit und reduziert 

Fehlerquellen.

Gehen wir noch einen Schritt weiter und 

 verbinden Computerspiele mit Baugesuchen. 

Für ein Baugesuch braucht es zahlreiche Pläne 

und Datenblätter. Einige Kantone planen nun 

eine elektronische Einreichung. Als PDF! Dabei 

beherrscht jedes Smartphone 3D-Spiele, in de-

nen man durch ganze Städte hindurch laufen 

kann. Wieso nutzen wir diese Technik nicht? 

Dann könnte jeder interessierte Nachbar das 

neue Gebäude aus allen Blickwinkeln betrachten 

und die Baubehörde könnte auf Knopfdruck das 

Verhältnis zwischen Fensterfläche und Zimmer-

grösse berechnen lassen und mit den gesetz-

lichen Vorgaben vergleichen.

Nun stellt sich aber die Frage, warum der 

Staat bei der Digitalisierung ständig scheitert. Er 

geht die Sache falsch an. Er ist sich gewohnt, 

Ideen in ein grosses Projekt zu packen und  

via Submission einen Anbieter zu suchen. Bei 

Bauprojekten ein gutes Vorgehen  – nicht aber  

in der IT. Software entwickelt sich dynamisch. 

Startpunkt sind die Daten, respektive das Daten-

format, das genau definiert, was wie gespeichert 

wird. Als nächstes werden die Zugriffsrechte 

Die Digitalisierung beeinflusst unseren Alltag wie auch das Berufsleben immer stärker. Die staatliche Verwaltung bildet hier keine Ausnahme. 
Doch meist werden einfach die bestehenden Dokumente und Prozesse eins zu eins auf den Computer übertragen. Das ist aber deutlich zu 
wenig und eine verpasste Chance.

Dateien statt Papier?
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Verwaltungswesen 

 definiert, dann die Schnittstellen für Ein- und 

Ausgabe sowie die Prozesse für Berechnungen. 

All diese Einzelteile kann man zeitlich gestaffelt 

definieren und an verschiedene Unternehmer 

vergeben. So werden Risiken und Abhängigkei-

ten minimiert und die Möglichkeiten zur Weiter-

entwicklung erhalten.

Zum Schluss: Jede grosse Chance, speziell 

auch die Digitalisierung, ist mit Gefahren verbun-

den. Während Firmen sich eher noch Fehler 

 erlauben können (als Kunde kann man ja zur 

Konkurrenz), hat hier der Staat klar strengere 

Richtlinien einzuhalten. Nicht jeder in der Ver-

waltung soll alles sehen können, was über uns 

gespeichert ist. Idealerweise kann der Bürger 

sogar anfragen, wer welche seiner Daten ange-

schaut, erstellt oder gar verändert hat. Denn 

während der Staat im Grundsatz transparent 

sein soll, haben wir als Betroffene ein Recht  

auf Privatsphäre. Der Staat soll gläsern sein, 

nicht wir Menschen.

Jörg Mäder,  
Nationalrat

«Der Staat geht IT-Projekte  
falsch an. Er sucht den  
grossen Wurf, statt dynamische 
Entwicklung.»

Das Innovationsprogramm smartrail  4.0 wird den Schweizer Bahnverkehr grund-
sätzlich verändern. Es will das Potential der Digitalisierung für den Bahnverkehr 
nutzbar machen. Das umfasst beispielsweise die automatische Störungsbehebung, 
die automatisierte Fahrplanplanung, eine kürzere Zugfolgezeit, Assistenzsysteme im 
Führerstand oder die automatisierte Baustellenwarnung. Damit soll die Kapazität und 
Sicherheit des Bahnverkehrs schrittweise erhöht und die Bahninfrastruktur effizienter 
genutzt werden. Die Kunden profitieren von einem dichteren Fahrplantakt, weniger 
Störungen und einem besseren Informationsfluss im Störungsfall. 2020 werden die 
neuen Technologien erprobt, 2027 soll der industrielle Rollout beginnen.

COMPARIPEDIA

smartrail 4.0 

Bis 2026 werden in den Informations- und Kommunikationstechnologiebranchen rund 40’000 Fachkräfte fehlen.  
Treiber der hohen Nachfrage ist unter anderem die Digitalisierung der Verwaltung.

40’000
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